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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über den Verkehr mit Getreide und Futtermitteln 
(Getreidegesetz) 

- Nr. 968 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Aussdiusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Getreide und Futtermitteln (Getreidegesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Teil 
Getreide 
§ 1 

Begriffsbestimmungen 

Brotgetreide im Sinne dieses Gesetzes ist Rog- 
gen, Weizen, Spelz (Dinkel, Fesen), Emer, Ein- 
korn. Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (Bundesminister) kann 
bestimmen, daß aus Gründen der Versorgung 
vorübergehend auch andere Getreidearten als 
Brotgetreide im Sinne dieses Gesetzes gelten; an- 
dere Getreidearten sind Gerste, Hafer, Mais, 
Buchweizen. 

§ 2 

Versorgungsplan 

Der Bundesminister stellt im Benehmen mit den 
Obersten Landesbehörden für Ernährung und 
Landwirtschaft (Obersten Landesbehörden) füi 
jedes Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni) irn 
Rahmen eines Versorgungsplanes fest, welche 
Mengen Getreide aus der Inlandsernte und aus 
der Einfuhr für die Ernährung der Bevölkerung 
notwendig sind. 
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Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit 
Getreide und Futtermitteln (Getreidegesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Erster Teil 

Getreide 

§ 1 

Begriffsbestimmungen 

Brotgetreide im Sinne dieses Gesetzes ist Roggen, 
Weizen, Spelz (Dinkel, Fesen), Emer, Einkorn. Der 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) kann bestimmen, daß aus 
Gründen der Versorgung vorübergehend auch an- 
dere Getreidearten als Brotgetreide im Sinne dieses 
Gesetzes gelten; andere Getreidearten sind Gerste, 
Hafer, Mais, Buchweizen, Hirse und Reis. 

§ 2 

Versorgungsplan 

Der Bundesminister stellt im Benehmen mit den 
Obersten Landesbehörden für Ernährung und Land- 
wirtschaft (Obersten Landesbehörden) für jedes 
Wirtschaftsjahr (1. Juli bis 30. Juni) im Rahmen 
eines Versorgungsplanes fest, welche Mengen Ge- 
treide aus der Inlandsernte zur Verfügung stehen 
und aus der Einfuhr für die Ernährung der Bevöl- 
kerung notwendig sind. 
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Entwurf 

§ 3 

Verwendung von Getreide — Aus- 
mahlung — Beimischung 
Zur Sicherstellung einer der Versorgungslage ent- 
sprechenden Verwertung des Getreides kann der 
Bundesminister bestimmen ; 

1. in welchem Umfange Brotgetreide für die 
menschliche Ernährung zuverwendenist, 

2. welcher Ausbeutesatz bei der Verarbeitung 
des Getreides und insbesondere welche Mehl- 
typen bei der Vermahlung von Brotgetreide 
einzuhalten sind, 

3. in welchem Umfange die Mühlen inländisches 
Brotgetreide zu vermahlen haben, 

4. in welcher Mischung die bei den Mühlen an- 
fallenden Mahlerzeugnisse in den Verkehr 
zu bringen sind, 

5. weiches Mischungsverhältnis von den Back- 
betrieben bei der Herstellung von Brot und 
anderen Backwaren einzuhalten ist oder 
welche Erzeugnisse beizumischen sind. 


§ 4 

Umfang der Verarbeitung 
Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Versor- 
gung der Bevölkerung mit Mehl und Brot kann 
der Bundesminister den Umfang der Vermahlung 
von Brotgetreide in den Mühlen regeln und die 
Höhe des Verarbeitungsrechtes der einzelnen 
Mühlenbetriebe festsetzen. Die Vermahlungsrege- 
lung soll so gestaltet werden, daß ein wirtschaft- 
licher Leistungswettbewerb unter den Mühlen 
möglich ist 


§ 5 

Mühlenstelle 

(1) Für das Gebiet der Mühlenwirtschaft wi.rd 
eine Mühlenstelle als Anstalt des öffentlichen 
Rechts gebildet. 

(2) Die Mühlenstelle hat die Aufgabe, die Be- 
stimmungen über die Vermahlungsregelung 
durchzuführen. Sie ist berechtigt, auf dem Ge- 
biet der Mühlen Wirtschaft andere Aufgaben zu 
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§ 3 

Verwendung von Getreide — Ausmahlung — 
Beimischung 

Zur Sicherstellung einer der Versorgungslage ent- 
sprechenden Verwertung des Getreides kann der 
Bundesminister bestimmen, 

1. in welchem Umfange Brotgetreide für andere 
Zwecke als für die menschliche Ernährung ver- 
wendet werden darf, 

2. v/elcher Ausbeutesatz bei der Verarbeitung des 
Getreides und insbesondere welche Mehltypen 
bei der Vermahlung von Brotgetreide einzu- 
halten sind, 

3. in welchem Umfange die Mühlen inländisches 
und ausländisches Brotgetreide zu vermahlen 
haben, 

4. in welcher Mischung die bei den Mühlen an- 
fallenden Mahlerzeugnisse in den Verkehr zu 
bringen sind, 

5. welches Mischungsverhältnis von den Back- 
betrieben bei der Herstellung von Brot und 
anderen Backwaren einzuhalten ist oder welche 
Erzeugnisse beizumischen sind. 

Bestimmungen gemäß Ziffer 1 bis 5 können nur 
durch Rechtsverordnung getroffen werden. 

§ 4 

Umfang der Verarbeitung 
Zur Sicherstellung einer gleichmäßigen Versorgung 
der Bevölkerung mit Mehl und Brot und zur Be- 
seitigung einer unwirtschaftlichen Übersetzung 
kann der Bundesminister den Umfang der Vermah- 
lung von Brotgetreide in den Mühlen regeln und 
die Höhe des Verarbeitungsrechtes der einzelnen 
Mühlenbetriebe festsetzen. Die Vermahlungsrege- 
lung muß so gestaltet werden, daß ein wirtschaft- 
licher Leistungswettbewerb unter den Mühlen unter 
Berücksichtigung der berechtigten Interessen der 
verschiedenen Betriebsgrößenklassen und der ein- 
zelnen Wirtschaftsgebiete möglich ist. Ein wirt- 
schaftlicher Leistungswettbewerb gilt nur dann als 
möglich, wenn das festgesetzte Verarbeitungsrecht 
im Rahmen der hierzu erlassenen Rechtsverordnun- 
gen um bis zu 20®/o überschritten werden darf. 

§ 5 

Mühlenstelle 

(1) Für das Gebiet der Mühlenwirtschaft wird eine 
Mühlenstelle als Anstalt des öffentlichen Rechts 

errichtet. Sie wird tätig, wenn Maßnahmen nach den 
§§ 3 und 4 im Bereich der Mühlenwirtschaft erfor- 
derlich werden und der Bundesminister ihre Durch- 
führung der Mühlenstelle überträgt. 
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E n t w u r i 

übernehmen, die ihr von den dafür zuständigen 
Stellen übertragen werden. 

(3) Organe der Mühlenstelle sind: 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat, 

3. der Beirat. 

(4) Der Vorstand vertritt die Mühlenstelle ge- 
richtlich und außergerichtlich. Der Verwaltungs- 
rat besteht aus Vertretern der Mühlenwirt- 
schaft. Ihm steht die Beschlußfassung in allen 
grundsätzlichen Fragen zu, die zum Aufgabengebiet 
der Mühlenstelle gehören. Er beaufsichtigt den Vor- 
stand. Der Beirat besteht aus Vertre- 
tern der beteiligten Wirtschafts- 
kreise. Er ist zu allen grundsätz- 
lichen Fragen zu hören. 

(5) Die Mühlenstelle untersteht dem Bundes - 
minister. Dieser kann Beschlüsse 
des V e r w a 1 t u n g s r a t e s aufheben, 
wenn ohne eine solche Maßnahme 
die Durchführung der Aufgaben der 
Mühlen stelle nicht den geltenden 
Bestimmungen entsprechend ge- 
währleistet ist. 


(6) Der Bundesminister regelt den Aufbau 
der Mühlenstelle sowie die Bildung und Zuständig- 
keit ihrer Organe im einzelnen. Dabei können 
Außenstellen der Mühlenstelle in den Ländern 
errichtet werden. 


(7) Zur Deckung der Verwaltungskosten kann 
die Mühlenstelle eine Vermahlungsabgabe bis 
1, — DM je Tonne verarbeitetes Getreide nach 
Maßgabe einer Umlageordnung erheben, die der 
Bundesminister im Einvernehmen mit dem Buti- 
desminister der Finanzen erläßt. Die Beitrei- 
bung erfolgt nach den Vorschriften der Reichs- 
abgabeordnung und ihrer Durchführungsbestim- 
mungen. 
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(2) Die Organe der Mühlenstelle sind: 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat. 

(3) Der Vorstand vertritt die Mühlenstelle gericht- 
lich und außergerichtlich. 

(4) Der Verwaltungsrat besteht aus Vertretern der 
beteiligten Wirtschaftskreise einschließlich der Ver- 
braucher. Ihm steht die Beschlußfassung in allen 
grundsätzlichen Fragen zu, die zum Aufgabengebiet 
der Mühlenstelle gehören. Er beaufsichtigt den 
Vorstand. 


(5) Die Mühlenstelle untersteht der Aufsicht des 
Bundesministers. 

(5a) Die Mühlenstelle ist verpflichtet, dem Bundes- 
minister und seinen Beauftragten jederzeit Aus- 
kunft über ihre Tätigkeit zu erteilen. Ein gleiches 
Auskunftsrecht steht auch den Obersten Landes- 
behörden in Bezug auf die Tätigkeit der Mühlen- 
stelle im Gebiet ihres Landes zu. 

(5b) Vertreter des Bundesministers und Vertreter 
der Obersten Landesbehörden sind berechtigt, an 
Sitzungen der Organe der Mühlenstelle teilzu- 
nehmen. 

(5c) Maßnahmen der Mühlenstelle sind auf Ver- 
langen des Bundesministers aufzuheben, wenn sie 
gegen gesetzliche Vorschriften verstoßen oder das 
öffentliche Wohl verletzen. 

(5d) Kommt die Mühlenstelle den ihr obliegenden 
Verpflichtungen nicht nach, so ist die Bundesregie- 
rung befugt, die Aufgaben durch einen besonderen 
Beauftragten durchführen zu lassen oder selbst 
durchzuführen. 

(6) Die Bundesregierung regelt den Aufbau der 
Mühlenstelle sowie die Bildung und Zuständigkeit 
ihrer Organe im einzelnen. Dabei können in den 
Ländern im Einvernehmen mit den zuständigen 
Obersten Landesbehörden Außenstellen der Müh- 
lenstelle errichtet werden, bei denen ein Beirat aus 
den beteiligten Wirtschaftskreisen zu bilden ist. 

(7) entfällt . 

Siehe Dritter Teil 

Allgemeine Bestimmungen 
§ 14a 
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Entwurf 

§ 6 

Beschwerdeausschuß 

(1) Gegen Einzelverfügungen der Mühlenstelle 
steht dem Betroffenen binnen eines Monats nach 
ihrer Bekanntgabe die Beschwerde an einen Be- 
schwerdeausschuß zu, der beim Bundesminister 
gebildet wird. Die Beschwerde hat keine auf- 
schiebende Wirkung. In besonders begründeten 
Fällen kann die Durchführung der Verfügung 
durch den Vorsitzenden des Beschwerdeausschus- 
ses auf Antrag ausgesetzt werden. 

(2) Der Vorsitzende des Beschwerdeausschusses 
muß die Befähigung zum Richteramt haben. Die 
Beisitzer müssen den beteiligten Wirtschaftskrei- 
sen angehören. 

(3) Der Bundesminister erläßt eine Verfahrens- 
und eine Gebührenordnung sowie die weiteren 
für den Vollzug erforderlichen Bestimmungen. 

§ 7 

Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Es wird eine Einfuhr- und Vorratsstelle für 
Getreide und Futtermittel (Einfuhr- und Vorrats- 
stelle) als Anstalt des öffentlichen Rechts er- 
richtet. 

(2) Die Organe der Einfuhr- und Vorratsstelle 
sind: 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat. 

(3) Der Vorstand vertritt die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle gerichtlich und außergerichtlich. 

(4) Der Verwaltungsrat besteht: 

1. aus zwei Vertretern des Bundesministers 
als Vorsitzendem und stellvertretendem Vor- 
sitzenden, 

2. aus je einem Vertreter der Bundesminister 
der Finanzen, für Wirtschaft, fürVerkehr 
und für den Marshall-Plan, 

3. aus vier Vertretern der Obersten Landes- 
behörden, die der Bundesrat bestimmt, 

4. aus folgenden Vertretern der beteiligten 
Wirtschaftskreise: 

vier Vertretern der Landwirtschaft, 
einem Vertreter des Importhandels, 
einem Vertreter des Großhandels, 

zwei Vertretern der Verarbeitungsbetriebe, 
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§ 6 

unverändert 


§ 7 

Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Es wird eine Einfuhr- und Vorratsstelle für Ge- 
treide und Futtermittel (Einfuhr- und Vorratsstelle) 
als Anstalt des öffentlichen Rechts errichtet. 

(2) Die Organe der Einfuhr- und Vorratsstelle sind: 

1. der Vorstand, 

2. der Verwaltungsrat. 

(3) Der Vorstand vertritt die Einfuhr- und Vorrats- 
stelle gerichtlich und außergerichtlich. 

(4) Der Verwaltungsrat besteht: 

1. aus zwei. Vertretern des Bundesministers ab 
Vorsitzendem und stellvertretendem Vorsitzen- 
den, 

2. aus je einem Vertreter der Bundesminister der 
Finanzen und für Wirtschaft, 

3. aus vier Vertretern der Obersten Landes- 
behörden, die der Bundesrat bestimmt, 

4. aus folgenden Vertretern der beteiligten Wirt- 
schaftskreise: 

vier Vertretern der Landwirtschaft, 
einem Vertreter des Importhandels, 
einem Vertreter des Großhandels, 

einem Vertreter der landwirtschaftlichen Ge- 
nossenschaften, 

drei Vertretern der Verarbeitungsbetriebe, 
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Entwurf 

einem Vertreter der Lagerhalter und 
Spediteure, 


zwei Vertretern der Verbraucher. 

Dem Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen grundsätzlichen Fragen zu, die zum Auf- 
gabengebiet der Einfuhr- und Vorratsstelle ge- 
hören. Er beaufsichtigt den Vorstand, Er hat 
insbesondere die Aufgabe, die Tätigkeit der Ein- 
thhr- und Vorratsstelle periodisch zu überwa- 
chen, er kann sich dabei einer Treuhandstelle 
bedienen. 

(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle untersteht dem 
Bundesminister. Dieser kann ihr Weisungen er- 
teilen. Die Bundesregierung kann Be- 
schlüsse des Verwaltungsrates auf- 
hebe n. 

(6) Der Bundes minister regelt den Aufbau 
der Einfuhr- und Vorratsstelle sowie die Bildung 
und Zuständigkeit ihrer Organe im einzelnen. 

§ 8 

Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Wer aus dem Auslande Brotgetreide einführt 
oder aus sonstigen Gebieten in das Bundesgebiet 
verbringt, hat es spätestens bei der Zoll- oder 
Grenzabfertigung der Einfuhr- und Vorratsstelle 
zum Kauf anzubieten. Als Kaufpreis gilt der 
Einstandspreis des Einführers frei 
Grenze des Bundesgebietes zuzüg- 
lich der handelsüblichen Spanne, 
sofern nicht allgemein ein anderer 
Übernahmepreis festgesetzt ist. 

(2) Einführer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer 
über das Brotgetreide nach seiner Verbringung 
in das Bundesgebiet im eigenen oder fremden 
Namen und für eigene oder fremde Rechnung 
zur Verfügung berechtigt ist. Befindet sich der 
Verfügungsberechtigte nicht im Bundesgebiet, so 
tritt an seine Stelle der Empfänger im Bundes- 
gebiet. 

(3) Die Einfuhr- und Vorratsstelle ist zur Über- 
nahme des ihr angebotenen Brotgetreides berech- 
tigt, jedoch nicht verpflichtet. Macht sie von dem 
Übernahmerecht keinen Gebrauch, so hat sie 
hierüber dem Einführer eine Erklä- 
rung abzugeben. Die Einfuhr- und 
V o r r a t s s t e 1 1 e kann den Einführer 
mit der Übernahme verpflichten, das 
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einem Vertreter der Spedition und Lagerei, 

einem Vertreter des Einzelhandels, 
einem Vertreter der Verbrauchergenossen- 
schaften, 

vier Vertretern der Verbraucher. 

Dem Verwaltungsrat steht die Beschlußfassung in 
allen grundsätzlichen Fragen zu, die zum Auf- 
gabengebiet der Einfuhr- und Vorratsstelle gehören. 
Er hat die gefaßten Beschlüsse dem Eundesminister 
zur Genehmigung vorzulegen. Er beaufsichtigt den 
Vorstand. Er hat insbesondere die Aufgabe, die Tä- 
tigkeit der Einfuhr- und Vorratsstelle periodisch zu 
überwachen, er kann sich dabei einer Treuhandstelle 
bedienen. 

(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle untersteht dem 
Bundesminister. Dieser kann ihr Weisungen er- 
teilen. 


(6) Die Bundesregierung regelt den Aufbau der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle sowie die Bildung und Zu- 
ständigkeit ihrer Organe im einzelnen. 

§ 8 

Aufgaben der Einfuhr- und Vorratsstelle 

(1) Wer aus dem Ausland Brotgetreide einführt oder 
aus sonstigen Gebieten in das Bundesgebiet ver- 
bringt, hat es spätestens bei der Zoll- oder Grenz- 
abfertigung der Einfuhr- und Vorratsstelle zum 
Kauf anzubieten. Als Kaufpreis gilt der von der 
Einfuhr- und Vorratsstelle festgesetzte Ühernahme- 
preis. 


(2) Einführer im Sinne dieses Gesetzes ist, wer über 
das Brotgetreide nach seiner Verbringung in das 
Bundesgebiet im eigenen oder fremden Namen und 
für eigene oder fremde Rechnung zur Verfügung be- 
rechtigt ist. Befindet sich der Verfügungsberechtigte 
nicht im Bundesgebiet, so tritt an seine Stelle der 
Empfänger im Bundesgebiet. 

(3) Die Einfuhr- und Vorratsstelle ist zur Über- 
nahme des ihr angebotenen Brotgetreides berechtigt, 
jedoch nicht verpflichtet. Macht sie von dem Über- 
nahmerecht keinen Gebrauch, so darf das Brot- 
getreide im Bundesgebiet weder in den Verkehr 
gebracht noch verarbeitet oder sonst verwertet wer- 
den. Macht sie von dem Übernahmerecht Gebrauch, 
so verpflichtet sie den Einführer gleichzeitig, das 
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Entwurf 

Brotgetreide gleichzeitig zu dem festgesetz- 
ten Abnahme preis zurückzukaufen. Die Über- 
nahme und die Abgabe durch die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle sind von der Umsatzsteuer befreit. 

(4) Die Einfuhr- und Vorratsstelle kann bei der 
Abgabe von Brotgetreide und bei 
der Erklärung, das Brotgetreide 
nicht zu übernehmen, Auflagen erteilen; 
sie kann dabei insbesondere Bestimmungen über den 
Zeitpunkt der Weiterlieferung, über die gebietliche 
Verteilung und über den Verwendungszweck 
treffen. 

(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle hat ferner die 
Aufgabe, nach Maßgabe der im Haushalt 
bereitgestellten Mittel eine Vorratshaltung durchzu- 
führen. Zu diesem Zweck hat sie die- 
jenigen B r o t g e t r e i d e m e n g e n zu 
übernehmen und einzulagern, die 
erforderlich sind, um eine gleich- 
mäßige Versorgung zu gewährlei- 
sten und Marktschwankungen nach 
Möglichkeit auszugleichen 

(6) Getreide, aller Art und Erzeugnisse daraus 
dürfen nur mit Zustimmung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle nach Genehmigung durch den Bun- 
desminister und den Bundesminister für 
Wirtschaft ausgeführt oder in sonstige Gebiete 
außerhalb des Bundesgebietes verbracht werden. 

(7) Der Bundesminister kann bestimmen, daß 
auch andere Getreidearten sowie Mehl, Grieß, 
Dunst und Backschrot, der Anbietungs- 
pflicht an die Einfuhr - und Vorrats- 
stelle unterliegen oder Gegenstand ’ der 
Vorratshaltung sind, soweit dies zur Sicherstellung 
der Versorgung erforderlich ist. 


§ 9 

Preisregelung 

(1) Die Bundesregierung kann auf Vorschlag des 
Bundesministers für inländischen Rog- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 

Brotgetreide zu dem festgesetzten Abgabepreis zu- 
rückzukaufen. Die Übernahme und die Abgabe 
durch die Einfuhr- und Vorratsstelle sind von der 
Umsatzsteuer befreit. 

(4) Die Einfuhr- und Vorratsstelle kann bei der 
Durchführung von Maßnahmen nach Absatz 1 und 
3 Auflagen erteilen; sie kann dabei insbesondere 
Bestimmungen über den Zeitpunkt der Weiterliefe- 
rung, über die gebietliche Verteilung und über den 
Verwendungszweck treffen. 


(5) Die Einfuhr- und Vorratsstelle hat ferner die 
Aufgabe, je nach Marktlage unter Verwendung der 
im Haushalt bereitgestellten Mittel eine Vorrats- 
haltung in Auslands- und Inlandsgetreide durchzu- 
führen. 


(6) Getreide aller Art und unmittelbare Erzeugnisse 
daraus dürfen nur mit Zustimmung der Einfuhr- 
und Vorratsstelle nach Genehmigung durch den 
Bundesminister ausgeführt oder in sonstige Gebiete 
außerhalb des Bundesgebietes verbracht werden. 

(7) Der Bundesminister kann bestimmen, daß auch 
andere Getreidearten sowie Mehl, Grieß, Dunst und 
Backschrot, den Vorsdiriften der Absätze 1, 3, 4 
und 6 unterworfen werden oder Gegenstand der 
Vorratshaltung sind, soweit dies zur Sicherstellung 
der Versorgung notwendig ist oder soweit es die 
Marktlage erfordert, 

(8) Bei der Durchführung ihrer kaufmännischen und 
technischen Aufgaben soll sich die Einfuhr- und 
Vorratsstelle der Einrichtungen der Wirtschaft be- 
dienen. 

§ 8a 

Die Zoll- und Grenzstellen fertigen Brotgetreide 
nur ab, wenn der Einführer einen Übernahmever- 
trag oder eine Zustimmungserklärung der Einfuhr- 
und Vorratsstelle zur Verarbeitung und sonstigen 
Verwertung vorlegt. Werden andere Erzeugnisse 
den Vorschriften des § 8 Absätze 1 und 3 unterwor- 
fen, so gilt Satz 1 entsprechend. 

§ 9 

Preisregelung 

(1) Die Bundesregierung kann auf Vorschlag des 
Bundesministers für inländisches Brotgetreide und 
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Entwurf 

gen und inländischen Weizen Erzeuger- 
preise festsetzen. Diese Preise sollen volkswirt- 
schaftlich angemessen sein und den allgemeinen 
Marktverhältnissen entsprechen. 

(2) Die Bundesregierung oder im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft kann der Bundesminister 
Übernahme- und Abgabepreise für das von 
der Einfuhr- und Vorratsstelle zu übernehmende 
Brotgetreide sowie Preise und Preis- 
spannen für den Weiterverkauf fest- 
setzen, soweit dies erforderlich ist, um eine ange- 
messene Preisgestaltung für eingeführtes 
Brotgetreide sicherzustellen. Dabei soll dem Han- 
del die Möglichkeit des Wettbewerbs gegeben 
werden. 

(3) Die Bundesregierung oder im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft der Bundesminister kann 
Preise für Mahlerzeugnisse aus Getreide für Brot 
und Kleingebäck festsetzen und die zur Sicherung 
dieser Preise erforderlichen Bestimmungen, insbe- 
sondere über Verarbeitungs- und Handelsspannen 
erlassen. 


§ 10 

Frachtenausgleich 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit dem B u n d e s m i n i s t e r für Wirt- 
schaft und dem Bundesminister für 
V e r k e h r bestimmen, daß eine Frachtausgleichs- 
regelung durchgeführt und zu diesem Zweck eine 
öffentliche Ausgleichsabgabe bis zu einer DM je 
Tonne verarbeitetes Getreide erhoben wird. Aus 
den Mitteln dieser Frachtausgleichs k a s s e 
können nach näherer Bestimmung des Bundesmini- 
sters Frachtzuschüsse gewährt werden. Für über- 
gebietliche Lieferungen kann eine zentrale Fracht- 
ausgleichskasse gebildet, für Lieferungen innerhalb 
der einzelnen Länder kann bei diesen eine Fracht- 
ausgleichskasse eingerichtet werden. 

§ 11 

Ausschuß für Getreide 

(1) Beim Bundesminister wird ein Ausschuß für 
Getreide gebildet. Dieser besteht aus 20 Mit- 
gliedern und setzt sich wie folgt zusammen: 
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andere Getreidearten Erzeugerpreise fest- 
setzen. Diese Preise sollen volkswirtschaftlich ange- 
messen sein und den allgemeinen Marktverhält- 
nissen entsprechen. 

(2) Die Bundesregierung kann Abgabepreise für das 
von der Einfuhr- und Vorratsstelle zu überneh- 
mende Brotgetreide und andere Getreidearten fest- 
setzen, soweit dies erforderlich ist, um eine ange- 
messene Preisgestaltung für Brotgetreide sicherzu- 
stellen. Dabei muß dem Handel die Möglichkeit des 
Wettbewerbs gegeben werden. 

(3) Die Bundesregierung kann Preise für Mahl- 
erzeugnisse aus Getreide für Brot- und Kleingebäck 
festsetzen und die zur Sicherung dieser Preise er- 
forderlichen Bestimmungen, insbesondere über Ver- 
arbeitungs- und Handelspannen erlassen. 


(4) Rechtsverordnungen, durch die Preise für Ge- 
treide oder Brot festgesetzt oder freigegeben wer- 
den, bedürfen der Zustimmung des Bundesrates 
und des Bundestages. 

§ 10 

Frachtausgleich 

( 1 ) Der Bundesminister kann bestimmen, daß eine 
Frachtausgleichsregelung durchgeführt . und zu die- 
sem Zweck eine öffentliche Ausgleichsabgabe bis 
zu einer DM je Tonne verarbeitetes Getreide er- 
hoben wird. Die Beitreibung erfolgt nach den Vor- 
schriften der Reichsahgabenordnung und ihrer 
Durchführungsbestimmungen, 

(2) Aus dem Aufkommen an Frachtausgleichs- 
abgaben können nach näherer Bestimmung des 
Bundesministers Frachtzuschüsse gewährt werden. 
Für übergebietliche Lieferungen kann eine zen- 
trale Frachtausgleichskasse gebildet, für Lieferun- 
gen innerhalb der einzelnen Länder kann bei diesen 
eine * Frachtausgleichskasse eingerichtet werden. 


§ 11 

enfällt 
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6 Vertreter der Landwirtschaft, 

4 Vertreter der Be- und Verarbeitungsbetriebe 
der Getreidewirtschaft, 

4 Vertreter der Handelsbetriebe der Getreide- 

wirtschaft (Handel und Ge- 
nossenschaften), 

5 Vertreter der Verbraucher, 

1 Vertreter des beim Bundesminister gebilde- 
ten wissenschaftlichen Beirates. 

(2) Der Bundesminister bestellt und entläßt die 
Mitglieder des Ausschusses. Er bestellt die Ver- 
treter der Landwirtschaft auf Vorschlag des 
Deutschen Bauernverbandes, der Be- und Ver- 
arbeitungs- und der Handelsbetriebe auf Vor- 
schlag der zuständigen berufsständischen Organi- 
sationen, die Vertreter der Verbraucher auf 
Vorschlag der Gewerkschaften und der Haus- 
frauenverbände. Der Ausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung, 

(3) Der Ausschuß soll in allen grundsätzlichen 
Fragen auf dem Gebiete der Getreidewirtschaft, 
insbesondere in dem Fall des § 9 vor der Ent- 
scheidung über die zu treffenden Maßnahmen 
gehört werden, 

(4) Der Ausschuß kann für bestimmte Fachge- 
biete Unterausschüsse bilden. Der Bundesminister 
kann in diese Fachausschüsse weitere Mitglieder 
berufen. 


Zweiter Teil 

Futtermittel 
§ 12 

Futtermittelbestimmungen 
(1) Die Vorschriften des Futtermittelgesetzes vom 
22. Dezember 1926 (RGBl. I S. 525) nebst den 
dazu erlassenen Ausführungsbestimmungen blei- 
ben unberührt. Die Anordnung des Direktors 
der Verwaltung für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten über Futtermittel, Mischfuttermittel 
und Mischungen (Futtermittelanordnung) vom 
21. Juni 1949 (Amtsbl. VELF S. 148) wird auf die 
Länder Rheinland-Pfalz, Baden und Württem- 
berg-Hohenzollern sowie auf den bayerischen 
Kreis Lindau erstreckt und bleibt über den 
30. Juni 1950 hinaus in Kraft. 


§ 11a 

Der Bundesminister kann Saatgetreide von den Be- 
stimmungen dieses Gesetzes ganz oder teilweise 
ausnehmen. 

Zweiter Teil 

Futtermittel 

§ 12 

unverändert 
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(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, das 
Futtermittelgesetz und die Futtermittelanord- 
nung in der zur Zeit gültigen Fassung mit neuem 
Datum und in neuer Paragraphenfolge bekannt- 
zugeben und dabei Unstimmigkeiten zu be- 
seitigen, 

§ 13 

Sonderregelung für bestimmte Futtermittel 

Auf folgende Futtermittel sind, soweit sie aus 
dem Ausland eingeführt oder aus sonstigen Ge- 
bieten in das Bundesgebiet verbracht werden, die 
Vorschriften des § 8 entsprechend anzuwenden; 


1. Dari, Milocorn, 

2. Hirse, soweit sie zu Futterz wecken Verwen- 
dung findet, 

3. Mühlen- und Schälmühlennacherzeugnisse 
(Kleie, Futtermehle aller Art), 

4. Neben- und Nacherzeugnisse der Zucker-, 
Bier-, Malz- und Stärkeherstellung sowie 
Kartoffelflocken, 

5. feste Rückstände von der Herstellung fetter 
Öle (Ölkuchen, auch . gemahlen und Ex- 
traktionsschrote), 

6. Fischmehl, Tierkörpermehl und andere Fut- 
termittel tierischen Ursprungs, 

7. Mischungen, die aus Futtermitteln der in 
Ziffer 1 bis 6 genannten Art zusammenge- 
setzt sind oder in denen Bestandteile 
dieser Futtermittel enthalten 
sind. 

§ 14 

Ausschuß für Futtermittel 

(1) Beim Bundesminister wird ein Ausschuß für 
Futtermittel gebildet. Dieser besteht aus: 

6 Vertretern der Landwirtschaft und der sonsti- 
gen Tierhalter, 

2 „ der Futtermittelhersteller, 

2 „ der Futtermittelbearbeiter und -Ven 

arbeiter, 

2 „ des Futtermittelhandels (Handel unr 

Genossenschaften), 

2 „ der Wissenschaft und Forschung. 

(2) Die Vorschriften des § 11 Absatz 2 bis 4 sind 
entsprechend anzuwenden. 


§ 13 

Sonderregelung für bestimmte Futtermittel 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft bestimmen, daß 

die Vorschriften des § 8 entsprechend auf die nach- 
stehend bezeichneten Futtermittel anzuwenden sind, 
soweit sie aus dem Ausland eingeführt oder aus 
sonstigen Gebieten in das Bundesgebiet verbracht 
werden: 

1. Dari, Milocorn, 

2. Hirse, soweit sie zu Futterzwecken Verwendung 
findet, 

3. Mühlen- und Schälmühlennacherzeugnisse 
(Kleie, Futtermehle aller Art), 

4. Neben- und Nacherzeugnisse der Zucker-, Bier-, 
Malz- und Stärkeherstellung sowie Kartoffel- 
flocken, 

5. feste Rückstände von der Herstellung fetter 
Öle (Ölkuchen, auch gemahlen und Extrak- 
tionsschrote), 

6. Fischmehl, Tierkörpermehl und andere Futter- 
mittel tierischen Ursprungs, 

7. Mischungen, die aus Futtermitteln der in Ziffer 
1 bis 6 genannten Art oder aus Futtergetreide 
zusammengesetzt sind. 


§ 14 
entfällt 
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Dritter Teil 

Al) gemeine Bestimmungen 


§ 15 

Buchführung 

(1) Be- und Verarbeitungsbetriebe sowie Handels* 
betriebe der Getreide- und Futtermittelwirtschafi 
sind, wenn eine Verarbeitungsregelung oder eine 
Anbietungspflicht in diesem Gesetz festgelegt ist 
oder auf Grund dieses Gesetzes festgelegt wird, 
oder eine Preisregelung erfolgt, verpflichtet, ir 
übersichtlicher Form Bücher zu führen, die jeder- 
zeit über sämtliche Geschäftsvorgänge, insbeson- 
dere über die Einzelheiten des Erwerbs, der Lage- 
rung (getrennt nach eigenen und fremden Be- 
ständen), der Be- und Verarbeitung, der Veräuße- 
rung sowie der Vermittlung der Waren mengen- 
und wertmäßig Aufschluß geben. 

(2) Der Führung besonderer Bücher bedarf es nicht, 
wenn in Betrieben mit ordnungsgemäßer Geschäfts- 
und Betriebsbuchhaltung die erforderlichen An- 
gaben aus diesen Unterlagen jederzeit einwandfrei 
und übersichtlich hervorgehen. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten 
entsprechend für Lager- und Speditionsbetriebe, 
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Dritter Teil 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 14a 

Abgaben und Gebühren 

(1) Die Mühlenstelle darf zur Deckung ihrer Ver- 
waltungskosten von den Mühlen eine Abgabe von 
höchstens 0,50 DM je Tonne verarbeiteten Getreides 
erheben. Die Verwaltungskosten der Mühlenstelle 
sind in einem Haushaltsplan zu veranschlagen. 

(2) Die Einfuhr- und Vorratstelle darf zur Deckung 
der Verwaltungskosten von den Einführern Gebüh- 
ren in Höhe von 0,25 DM je Tonne derjenigen Ware 
erheben, die der Anbietungspflicht nach diesem 
Gesetz unterliegt. Die Verwaltungskosten sind in 
einem Wirtschaftsplan und in einem Stellenplan zu 
veranschlagen. 

(3) Der Bundesminister erläßt im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen eine Abgabe- 
ordnung für die Mühlenstelle und eine Gebühren- 
ordnung für die Einfuhr- tmd Vorratsstelle. 

(4) Die Beitreibung der Abgaben und Gebühren er- 
folgt nach den Vorschriften der Reichsabgabenord- 
nung und ihrer Durchführungsbestimmungen. 

(5) Über die Verwendung von Überschüssen aus den 
Abgaben und Gebühren entscheidet der Bundes- 
minister im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen. Für sonstige Überschüsse der Einfuhr- 
und Vorratsstelle gilt Satz 1 entsprechend. 

§ 15 

unverändert 
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soweit diese Erzeugnisse der Getreide- und Futter- 
mittelwirtschaft lagern oder befördern. 

§ 16 

Meldepflicht 

(1) Handelsbetriebe sowie Be- und Verarbeitungs- 
betriebe, die inländisches Getreide vom Erzeuger 
erwerben, sind verpflichtet, die übernommener 
Mengen zu melden. 

(2) Mühlen, Schälmühlen und Mälzereien könner 
verpflichtet werden, ihre Verarbeitung und ihre 
Vorräte an Getreide und Getreideerzeugnissen 
(Mühlenerzeugnisse und Malz) zu melden. 
Andere Be- und Verarbeitungsbetriebe sowie Han- 
delsbetriebe der Getreide- und Futtermittelwirt- 
schaft können verpflichtet werden, ihre Vorräte an 
Getreide zu melden. 


(3) Die weiteren für den Vollzug erforderlichen 
Bestimmungen erläßt der Minister. Den Ober- 
sten Landesbehörden obliegt die Durchführung und 
Überwachung der Maßnahmen nach den Absätzen 
1 und 2. 

§ 17 

Auskunftspflicht 

(1) Der Bundesminister imd die Obersten Landes- 
behörden sind auskunftsberechtigte Stellen im 
Sinne der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (RGBl. I S. 699 und S. 723). 

(2) Der Bundesminister oder die Obersten Landes- 
behörden können bestimmen, daß auch andere 
Stellen, die von ihnen mit der Durchführung diese' 
Gesetzes und der dazu ergehenden Durchführungs- 
bestimmungen beauftragt werden, auskunfts- 
berechtigt im Sinne des § 1 der Verordnung über 
Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 sind. 

(3) Für das Auskunftsverlangen und die Auskunfts- 
pflicht gelten die Bestimmungen der Verordnung 
über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 mit Aus- 
nahme des § 4 Absatz 2 und des § 6. 

§ 18 

V ersch wiegenhei tsp flicht 

Die Mitglieder d e s A u s s c h u s s e s für 
Getreide (§ 11) und des Ausschusses 
für Futtermittel (§ 14) sowie die Mitglie- 
der der Organe der Mühlenstelle (§ 5) und der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle (§ 7) sind, vorbehaltlich der 
Dienstberichterstattung und der Anzeige von Ge- 
setzwidrigkeiten, verpflichtet, über Einrichtungs- 
und Geschäftsverhältnisse, die durch ihre Tätigkeit 
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§ 16 

Meldepflicht 

(1) Handelsbetriebe sowie Be- und Verarbeitungs- 
betriebe, die inländisches Getreide vom Erzeuger 
erwerben, sind verpflichtet, die übernommenen 
Mengen zu melden. 

(2) Mühlen, Schälmühlen, Teigwaren, Kaffeersatz 
und Stärke herstellende Betriebe sowie Mälzereien 
können verpflichtet werden, ihre Verarbeitung und 
ihre Vorräte an Getreide und Getreideerzeugnissen 
(Mahlerzeugnisse, Teigwaren, Kaffeersatz, Stärke 
und Malz) zu melden. Andere Be- und Verarbei- 
tungsbetriebe sowie Handelsbetriebe der Getreide- 
und Futtermittelwirtschaft können verpflichtet 
werden, ihre Vorräte an Getreide- und Mahlerzeug- 
nissen zu melden. 

(3) Die weiteren für den Vollzug erforderlichen Be- 
stimmungen erläßt der Bundesminister. Den Ober- 
sten Landesbehörden obliegt die Durchführung und 
Überwachung der Maßnahmen nach den Absätzen 
1 und 2. 

§ 17 

unverändert 


§ 18 

V er sch wi egenhei tsp flicht 

Die Mitglieder der Organe der Mühlenstelle (§ 5) 
und der Einfuhr- und Vorratsstelle (§ 7) sind, vor- 
behaltlich der dienstlichen Berichterstattung und 
der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten verpflichtet, 
über Einrichtungs- und Geschäftsv erhält nisse, die 
durch ihre Tätigkeit im Rahmen des Gesetzes oder 
der darauf beruhenden Bestimmungen zu ihrer 
Kenntnis gelangen, Verschwiegenheit zu beachten 
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im Rahmen des Gesetzes oder der darauf beruhen- 
den Bestimmungen zu ihrer Kenntnis gelangen, Ver^ 
sdiwiegenheit zu beachten und sich der Mitteilung 
und der Verwertung von Geschäftsr und Betriebs- 
geheimnissen zu enthalten. Soweit sie nicht Be- 
amte sind, sind sie auf gewissenhafte Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten nach § 1 der Verordnung ge- 
gen Bestechung und Geheimnisverrat nicht- 
beamteter Personen in der Fassung vom 22. Mai 
1943 (RGBL I S. 351) zu verpflichten. 

§ 19 

Befugnisse der Länder 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirt- 
schaft die ihm in diesem Gesetz erteilten Ermäch- 
tigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen auf 
die Obersten Landesbehörden übertragen. 


und sich der Mitteilung und der Verwertung von 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen zu enthalten. 
Soweit sie nicht Beamte sind, sind sie auf gewissen- 
hafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten nach § 1 der 
Verordnung gegen Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen in der Fassung vom 
22. Mai 1943 (RGBl. I S. 351) zu verpflichten. 


§ 19 

Befugnisse der Länder 

Der Bundesminister kann die ihm in diesem Gesetz 
erteilten Ermächtigungen zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen auf die Obersten Landesbehörden 
übertagen. 


Vierter Teil 

Straf- und Schlußbestimmungen 

§ 20 

S trafbestimmung 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. die Anbietungspflicht nach § 8 

Absatz 1 oder nach § 13 oder die Buchfüh- 
rungspflicht nach § 15 oder die Meldepflicht 
nach § 16 verletzt, 

2. Getreide oder Futtermittel der in § 13 auf- 
geführten Art ohne Zustimmung der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle ins Ausland aus- 
führt oder in sonstige Gebiete außerhalb 
des Bundesgebietes verbringt, 

3. Auskünfte, zu denen er nach § 17 ver- 
pflichtet ist, ganz oder teilweise verweigert 
oder nicht in der gesetzten Frist erteilt oder 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht, 

4. die Einsicht in Geschäftsbriefe, Geschäfts- 
bücher oder sonstige Unterlagen oder die 
Besichtigung oder die Untersuchung von 
Betriebseinrichtungen oder Räumen den Be- 
auftragten der auskunftsberechtigten Stellen 
(§ 17 Absatz 1 und 2) verweigert oder sie da- 
bei behindert, 

5. Bestimmungen oder Einzel Verfügungen zu- 
widerhandelt, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen sind, sofern diese ausdrücklich auf 
die Strafbestimmungen dieses Gesetzes ver- 
weisen, 


Vierter Teil 

Straf- und Schlußbestimmungen 
§ 20 

Strafbestimmung 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. die Bestimmungen des § 8 Absatz 1 Satz 1 oder 
Absatz 3 Satz 2 oder die auf Grund des § 8 
Absatz 7 oder § 13 getroffenen Vorschriften 
oder die Buchführungspflicht nach § 15 oder 
die Meldepflicht nach § 16 verletzt oder einer 
Auflage nach § 8 Absatz 4 zuwiderhandelt, 

2. Getreide, unmittelbare Erzeugnisse aus Ge- 
treide oder Futtermittel der in § 13 auf geführ- 
ten Art ohne Zustimmung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle ins Ausland ausführt oder in 
sonstige Gebiete außerhalb des Bundesgebietes 
verbringt, 

3. Auskünfte, zu denen er nach § 17 verpflichtet 
ist, ganz oder teilweise verweigert oder nicht 
in der gesetzten Frist erteilt oder unrichtige 
oder unvollständige Angaben macht, 

4. die Einsicht in Geschäftsbriefe, Geschäftsbücher 
oder sonstige Unterlagen oder die Besichtigung 
oder die Untersuchung von Betriebseinrichtun- 
gen oder Räumen den Beauftragten der aus- 
kunftsberechtigten Stellen (§17 Absatz 1 und 2) 
verweigert oder sie dabei behindert, 

5. Bestimmungen oder Einzelverfügungen zu- 
widerhandelt, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen sind, sofern diese ausdrücklich auf die 
Strafbestimmungen dieses Gesetzes verweisen, 
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wird, sofern die Zuwiderhandlung 
eine Wirtschaftsstraftat ist, mit 
Gefängnis bis zu einem Jahr und 
Geldstrafe oder mit einer dieser 
Strafen bestraft. Ist die Zuwider- 
handlung eine Ordnungswidrigkeit, 
so kann eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(2) Ob eine Zuwiderhandlung im Ein- 
zelfalle .eine Wirtschaftsstraftat 
oder eine O r d n u n g s w i d r i g k e i t ist, 
bestimmt sich nach § 6 Absatz 2 und 3 
des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 
2 6. Juli 1 9 4 9 (WiGBl. S. 193). Die §§ 2 5 
bis 53 des Wirtschaftsstrafgesetzes 
sind anzuwenden. 


(3) Für das Verfahren gelten die Vor- 
schriften des Zweiten Buches und die 
§§ 100 und 10 1 des W i r t sc h a f t s s t r a f - 
gesetzes. Der Bundesminister be- 
stimmt die für das B u ß g e 1 d v e r f a h - 
ren zuständige Stelle und nimmt die 
Befugnisse aus § 94 des Wirtschafts- 
strafgesetzes wahr. 

§ 21 

Ausschluß von Zuteilungen 

Be- und Verarbeitungs- sowie Handelsbetriebe der 
Getreide- und Futtermittelwirtschaft, die wegen 
einer vorsätzlich begangenen Wirtschaftsstraftat 
rechtskräftig bestraft worden sind, können von der 
Zuteilung von Getreide und Erzeugnissen daraus 
sowie von Futtermitteln der in § 13 genannten Art 
auf Zeit oder auf Dauer ausgeschlossen werden. 
Der Bundesminister bestimmt die für die Anord- 
nung dieser Maßnahme zuständige Stelle. 


begeht eine Zuwiderhandlung im Sinne des Zwei- 
ten Abschnittes des Ersten Buches (§ 6 bis 21) des 
Wirtschaftsstrafgesetzes. 


(2) Der Bundesminister bestimmt die Verwaltungs- 
behörde im Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes für 
die Verfolgung der Zuwiderhandlungen 

a) nach Absatz 1 Ziffer 1 und 2, 

b) nach Absatz 1 Zifer 3 und 4, soweit diese sich 
gegen ein vom Bundesminister oder der Mühlen- 
stelle oder der Einfuhr- und Vorratsstelle auf 
Grund der Verordnung über die Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 gestelltes Verlangen richten, 

c) gegen Bestimmungen oder schriftliche Einzelver- 
fügungen, die vom Bundesminister oder der 
Mühlenstelle oder der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden. 

Insoweit nimmt der Bundesminister die Befugnisse 
des § 94 Wirtschaftsstrafgesetz wahr. Im übrigen 
verbleibt es bei der Regelung der §§ 94 und 99 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes. 


§ 21 
entfällt 


§ 21a 

Kechtsverordnungen, die der Bundesminister auf 
Grund der §§ 3, 4, 5 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 6, 
10 Absatz 2 Satz 1 oder 14a Absatz 3 erläßt, bedürfen 
unbeschadet der in Artikel 80 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes getroffenen Regelung der Zustimmung des 
Bundesrates. 
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§ 22 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1 9 5 0 in Kraft 
und am 3 0. Juni 1952 außer Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
entgegenstehende Bestimmungen außer Kraft, ins- 
besondere 

1. das Maisgesetz vom 26. März 1930 (RGBl. I 

S. 88) in der Fassung vom 5. Oktober 1934 
(RGBl. I S. 919) und vom 28. Februar 1936 
(RGBL I S. 131) nebst den Ausführungs- 
bestimmungen, 

2. das Gesetz zur Ordnung der Getreidewirtschaft 
vom 27. Juni 1934 (RGBl. I S. 527), 

3. die Verordnung zur Ordnung der Getreide- 
wirtschaft vom 10. Juli 1935 (RGBL I S. 1006) 
in der Fassung vom 10. Juli 1936 (RGBL I 
S. 544) vom 26, Juni und 28. Juni 1937 (RGBL I 
S. 700, 702), vom 11. Februar, 29. Juni und 
7. Juli 1938 (RGBL I S. 192, 711, 837) und vom 
30. Juni 1939 (RGBL I S. 1102), 

4. die Verordnung zur Sicherstellung des Brot- 
getreidebedarfs vom 5. Juli 1942 (RGBL I 

S. 443) in der Fassung vom 22. Juni 1943 
(RGBL I S. 364), 


5. die Verordnung über die Herstellung von 
Mischfuttermitteln vom 22. Dezember 1937 
(RGBL I S. 1410), 

6. die Verordnung über die Öffentliche Bewirt- 
schaftung von Getreide und Futtermitteln und 
sonstigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
vom 7. September 1939 (RGBL I S. 1705), 

7. die Anordnungen der früheren Hauptvereini- 
gung der deutschen Getreide- und Futter- 
mittelwirtschaft und der Getreidewirtschafts- 
verbände, 

8. die Bekanntmachung Nr. 116 Verordnung über 
die Errichtung von Vorrats- und Einfuhr- 
stellen des Zentralamtes für Ernährung und 
Landwirtschaft vom 17. August 1946 (Amts- 
blatt für Ernährung und Landwirtschaft Nr. 2). 


(3) Verweisungen auf Vorschriften, die nach Ab- 
satz 2 außer Kraft getreten sind, gelten als Ver- 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 
§ 22 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
entgegenstehende Bestimmungen außer Kraft, ins- 
besondere 

1. das Maisgesetz vom 26. März 1930 (RGBL I S. 88) 
in der Fassung vom 5. Oktober 1934 (RGBL I 
S. 919) und vom 28. Februar 1936 (RGBL I S. 131) 
nebst den Ausführungsbestimmungen, 

2. das Gesetz zur Ordnung der Getreidewirtschaft 
vom 27. Juni 1934 (RGBL I S. 527), 

3. die Verordnung zur Ordnung der Getreidewirt- 
schaft vom 10. Juli 1935 (RGBl. I S. 1006) in 
der Fassung vom 10. Juli 1936 (RGBL I S. 544) 
vom 26. Juni und 28. Juni 1937 (RGBl. I S. 700, 
702), vom 11. Februar, 29. Juni und 7. Juli 1938 
(RGBl. I S. 192, 711, 837) und vom 30. Juni 1939 
(RGBL I S. 1102), 

4. die Verordnung zur Sicherstellung des Brot- 
getreidebedarfs vom 5. Juli 1942 (RGBl. I S. 443) 
in der Fassung vom 22. Juni 1943 (RGBl. I 

S. 364), 

5. die Verordnung zur Sicherstellung des Brot- 
getreidebedarfs vom 5. Februar 1945 (RGBL I 
S. 22), 

6. die Verordnung über die Herstellung von Misch- 
futtermitteln vom 22. Dezember 1937 (RGBL I 
S. 1410), 

7. die Verordnung über die öffentliche Bewirt- 
schaftung von Getreide und Futtermitteln und 
sonstigen landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
vom 7. September 1939 (RGBL I S. 1705), 

8. die Anordnungen der früheren Hauptvereini- 
gung der deutschen Getreide- und Futtermittel- 
wirtschaft und der Getreidewirtschaftsver- 
bände, 

9. die Bekanntmachung Nr. 116 (Verordnung über 
die Errichtung von Vorrats- und Einfuhrstellen) 
des Zentralamtes für Ernährung und Landwirt- 
schaft vom 17. August 1946 (Amtsblatt für Er- 
nährung und Landwirtschaft Nr. 2). 

10. Das Gesetz zur Neuordnung des Veranlagungs- 
lind Ab lief er ungs Wesens in der Landwirtschaft 
vom 23. Januar 1948 (WiGBl. S. 23), in der 
Fassung vom 7. Dezember 1948 (WiGBl. S. 91) 
und vom 19. Januar 1949 (WiGBl. S. 9). 

(3) Verweisungen auf Vorschriften, die nach Absatz 2 
außer Kraft getreten sind, gelten als Verweisungen 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Weisungen auf die entsprechenden Bestimmungen auf die entsprechenden Bestimmungen dieses Ge- 
dieses Gesetzes und seiner Durchführungs- setzes und seiner Durchführungsbestimmungen 
bestimmungen. 

(4) Der Bundesminister trifft diejenigen Maßnah- 
men, die infolge des Außerkraftsetzens der in Ab- 
satz 2 aufgeführten Bestimmungen erforderlich 
werden. 

(5) Die Vermögen (einschließlich aller Rechte und 
Pflichten) der Vorrats- und Einfuhrstellen, die durch 
die in Absatz 2 Ziffer 8 aufgeführte Bekannt- 
machung errichtet sind, gehen ohne Liquidation auf 
die vom Bundesminister bestimmten Einfuhr- und 
Vorratsstellen über. Das gleiche gilt auch für die 
Aufgaben und Befugnisse der vorgenannten Vor- 
rats- und Einfuhrstellen. 
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